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Das Haushaltsbuch der EU 
Ausgaben und Einnahmen des EU-Gesamthaushalts 2006 in Milliarden Euro (Entwurf) 
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• einschließlich Ausgleichszahlungen 
tür neue Mitgliedstaaten 
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/bemessen am jeweiligen Bruttonationaleinkommen) 

Gesamt 111,4 Gesamt 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Britische Vorschläge 
zu EU-Haushalt nicht 

akzeptabel 
Der Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion im Europäischen 
Parlament, Hans-Gert Pöttering, hat die Vorschläge 
der britischen Regierung für die Finanzielle Voraus- 
schau der Europäischen Union von 2007 bis 2013 für 
unzureichend erklärt. Die EVP-ED-Fraktion werde die 
Vorschläge nicht akzeptieren, sagte Pöttering. Eine 
Reduzierung der EU-Finanzhilfen für die neuen Mit- 
gliedstaaten in Höhe von zehn Prozent sei inakzepta- 
bel und werfe neue Gräben auf. (Seiten 2 und 7) 
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EU-HAUSHALT 

REIMER   BöGE: 

Britischer Haushaltsvorschlag für 
Parlament nicht verhandelbar 

EU-FlNANZRAHMEN    IST   AUCH    IM   JÄHRLICHEN   VERFAHREN    MÖGLICH 

Reimer Böge MdEP 

Die Vorschläge der bri- 
tischen Präsident- 

schaft für einen EU-Fi- 
nanzrahmen für die Jah- 
re 2007 bis 2013 sind 
für das Europäische Par- 
lament inakzeptabel. 
„Über ein Angebot, das 
noch unter dem Luxem- 
burgs vom Juni liegt, wer- 
den wir nicht verhan- 
deln", sagte der EP-Be- 
richterstatter zur Finanzi- 
ellen Vorausschau, Rei- 
mer Böge (CDU). 

London hatte gestern Abend seine 
Vorschläge zur künftigen Finanzierung 
der Europäischen Union auf 846 Milli- 
arden Euro taxiert, was 1,03 Prozent der 
EU-Wirtschaftsleistung entspricht. Die 
Luxemburgische EU-Präsidentschaft 
hatte im Juni noch 1,06 Prozent vorge- 
schlagen, was 871 Milliarden Euro ent- 
sprochen hätte. Bei den britischen Plä- 
nen hätten vor allem die ärmeren Bei- 
trittstaaten durch Kürzungen von 14 Mil- 
liarden Euro das Nachsehen. Dazu fehle 
jegliche Gestaltungsmöglichkeit in den 
Bereichen Wettbewerbsfähigkeit, For- 
schung und Außenpolitik. 

Der CDU-Europaabgeordnete wies 
darauf hin, dass ein Scheitern des EU- 
Gipfels am 15./16. Dezember keine 
Haushaltskrise bedeute. „Wenn es kei- 

ne Einigung gibt, ist das 
nicht das Ende der Welt. 
Es gibt die Möglichkeit, 
den Haushalt in einem 
jährlichen Verfahren neu 
zu erstellen oder die gel- 
tenden Regeln zu verlän- 
gern und anzupassen. 

k Die   Kalkulationsbasis 
^^.        wäre  dann  das  letzte 

^k B     Jahr der laufenden Fi- 
^ ^     nanzperiode,  also der 

Haushalt 2006, der aus- 
reichenden Gestaltungs- 

spielraum bietet", so Böge. 
Kommissionspräsident Barroso lie- 

ge mit seiner Kritik an den britischen Vor- 
schlägen richtig. Die Kommission habe 
sich aber in der Frage des künftigen Fi- 
nanzrahmens viel zu spät positioniert. 
„Sie hätte sich früher auf die Seite des 
Parlaments stellen sollen", sagte der 
Berichterstatter des Parlaments zur Fi- 
nanziellen Vorausschau. 

Das Verhalten der britischen Präsi- 
dentschaft sei „deutlich jenseits übli- 
cher diplomatischer Gepflogenheiten". 
AußenministerStraw hatte die Vorschlä- 
ge in London und nicht in Brüssel prä- 
sentiert. Das britische Paket sei vorran- 
gig an nationalen Interessen orientiert. 
„Das ist ein Tabubruch, den es bisher 
so noch nicht gegeben hat." Die Spiel- 
räume für die Briten sein innenpolitisch 
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PATENTSCHUTZ   FüR   MEDIKAMENTE 

zwar eng. Die Vorschläge zeugten aber 
auch von einer allgemeinen europä- 
ischen Orientierungskrise, so Böge. 

Das EP hatte im Juni ein Gesamt- 
budget2007 bis 2013von 1,18 Prozent 
der EU-Wirtschaftsleistung vorgeschla- 
gen. Über die gesamte Laufzeit hätten 

sich Einsparungen gegenüber dem ur- 
sprünglichen Kommissionsvorschlag 
von 47,5 Mrd. Euro ergeben. 

Weitere Informationen zum Haushalt 
der Europäischen Union finden Sie un- 
ter http://europa.eu.int/comm/ 
financialperspective/indexde.htm 

GODELIEVE   Q U I STH 0 U DT-RO WO H L : 

Patente und der Zugang zu 
unentbehrlichen Medikamenten 

PATENTSCHUTZ FüR ARZNEIMITTEL DARF NICHT AUFGEWEICHT WERDEN 

Sechs Millionen Men- 
schen sterben jähr- 

lich an AIDS, Tuberku- 
lose oder Malaria. Die 
meisten Opfer kommen 
aus den ärmsten Län- 
dern dieser Welt. Dort 
fehlt es oft schon an 
wirksamen und bezahl- 
baren Medikamenten. 
Im November 2001 be- 
schloss die Welthan- 
delsorganisation (WTO), 
dass Mitgliedsländer den 
grenzüberschreitenden 
von Medikamenten in Notfällen außer 
Kraft setzen können. Unterbestimmten 
Voraussetzungen können einheimi- 
sche Medikamentenhersteller dann ei- 
ne Zwangslizenz beantragen, die sie zur 
Herstellung preiswerter Kopien patent- 
geschützter Arzneimittel berechtigt. 

Gerade die ärmsten Länder, deren 
Bevölkerung am schlimmsten von die- 
sen   Infektionskrankheiten  betroffen 

G.Quisthoudt-Rowohl MdEP 

Patentschutz 

ist, besitzen aber oft 
keine eigene Pharmain- 
dustrie, die solche Nach- 
ahmerpräparate auch 
produzieren könnte. 
Deshalb hat die WTO im 
August 2003 solchen 
Ländern unter bestimm- 
ten Bedingungen die 
Einfuhrvon Nachahmer- 
präparaten patentge- 
schützter Arzneimittel 
erlaubt. Esistdarumein 
Gebot der Menschlich- 

keit, dafür zu sorgen, dass die betrof- 
fenen Menschen in bedürftigen Län- 
dern auch mit solchen Medikamenten 
versorgt werden können. Deshalb soll- 
ten europäische Pharmaunternehmen 
eine Zwangslizenz beantragen können, 
um Kopien patentierter Medikamente 
für die Ausfuhr in solche Länder herzu- 
stellen — auch wenn sie kein WTO-Mit- 
glied sind. Außerdem sollten solche 
Unternehmen bereits während der Pa- 
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PATENTSCHUTZ   FüR   MEDIKAMENTE 

tentlaufzeit eines Medikaments für die 
arzneimittelrechtliche Zulassung erfor- 
derliche Studien durchführen können. 

Über zwei Dinge muss man sich je- 
doch im Kiaren sein. Der Zugang zu 
preiswerten Arzneimitteln allein ist für 
F 'v :kkings!änc!e; kein Ausweg aus 
der Gesundheitsmisere. Mangelhafte 
Infrastruktur, schlechte hygienische 
Bedingungen, eine unzureichende fi- 
nanzielle Ausstattung der Gesund- 
heitssysteme und fehlende soziale Si- 
cherungssysteme spieler dabe, auch 
eine große Ro'le. Zum Zweiten darf das 
Prinzip des Patentschutzes für Arznei- 
mittel nicht aufgeweicht werden. Arz- 
neimittelforschung muss sich weiter- 
hin lohnen, da die Entwicklung neuer 
Medikamente von allgemeinem Inte- 
resse ist. 

Die Vergabe von Zwangslizenzen ist 
also nur in wenigen Ausnahmefällen 
sinnvoll. Um Missbrauch vorzubeugen, 
sollten dem Patentinhaber gewisse In- 
formationsrechte eingeräumt werden, 
so dass er die Einhaltung der Lizenz- 
bedingungen kontrollieren und auf Ver- 
stöße   aufmerksam   machen   kann. 

Auch die im Rahmen einer Zwangsli- 
zenz zu liefernden Mengen und die zu 
beliefernden Länder sollten veröffent- 
licht werden. Um zu vermeiden, dass 
die für bedürftige Länder vorgesehe- 
nen Billigkopien teilweise wieder nach 
E     pe ge mg i     s ! 

verpflichtet werden, unter Zwangsli- 
zenz produzierte Medikamente extra zu 
kennzeichnen — etwa aurch eine be- 
sondere Verpackung. Färb- oder Form- 
gebung. 

So schnei, wie möglich dafür zu sor- 
gen, dass die betroffener Menschen in 
bedürftigen Ländern mit den notwendi- 
gen Medikamenten versorgt werden 
können, ist eine Frage der Mensch- 
lichkeit. Allerdings darf auch der Pa- 
tentschutz für Arzneimittel nicht un- 
nötig aufgeweicht werden. Das schul- 
den wir nicht nui den forschenden Phar- 
mauntei nehmen, sondern auch den 
Kranken dieser Welt. 

Dr. Godelieve Quisthoudt-Rowohl 
(CDU Niedersachsen) ist Mitglied im 
Ausschuss für Internationalen Handel 
des Europäischen Parlaments. 

Klimakonferenz in Montreal: USA vor Politikwechsel? 

..Der Druck auf die Vereinigten Staaten in der Frage des Klimawandels nimmt zu", erklärte 
der Delegationsleiter des Europäischen Parlaments, Karl-Heinz Florenz (CDU), nach den 
ersten Gesprächen auf der internationalen Konferenz zum Klimawandel im kanadischen 
Montreal. Sie bildet die Nachfolgekonferenz zum Kyoto-Protokoll und soll Wege zur Redu- 
zierung der Treibhausgase aufzeigen. Die USA sind mit 25 Prozent des Gesamtausstoßes 
der weltweit größte Emittent an Kohlendioxid und haben das Kyoto-Protokoll bisher nicht 
ratifiziert. Ausschlaggebend für einen möglichen Sinneswandel sei weniger die geballte 
Überzeugungskraft der Regierungsvertreter aus etwa 180 Ländern. Vielmehr könnte der 
öffentliche Druck in den USA selbst eine Änderung der bisher ablehnenden Haltung der 
Regierung bewirken. „Vor allem die Kirchen, die in der politischen Meinungsbildung der 
USA eine erhebliche Rolle spielen, weisen zunehmend auf die negativen Folgen mensch- 
lichen Handelns für Natur und Klima hin", so der CDU-Europaabgeordnete. 
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VERTEIDIGUNGSINDUSTRIE 

JOACHIM   WUERMELING: 

Steuergelder sparen durch europaweite 
Ausschreibung von Rüstungsgütern 

BINNENMARKT FüR VERTEIDIGUNGSINDUSTRIE öFFNEN 

inkende Verteidi- 
gungsausgaben er- 

hofft sich das EU-Par- 
lament von einer Öff- 
nung der europäischen 
Rüstungsmärkte. Die 
EU-Kommission soll da- 
zu eine Richtlinie über 
die Vergabe von Militär 
auftragen ausarbeiten. 
Das Parlament appel- 
liert an die Mitglied- 
staaten, „ihre jahrzehn- 
telangen Vorbehalte ge- 
gen die Marktöffnung aufzugeben". 
Damit will das Parlament zugleich die 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
stärken, so dass mehr Arbeitsplätze 
entstehen können, betonte Berichter- 
statter Joachim Wuermeling in Straß- 
burg. 

Fast einstimmig hat das Europäi- 
sche Parlament die EU-Mitgliedstaa- 
ten dazu aufgefordert, die öffentliche 
Auftragsvergabe in den nationalen 
Verteidigungsmärkten europaweit zu 
öffnen. Überdie Fraktionsgrenzen hin- 
weg, waren die Abgeordneten der An- 
sicht, dass der Binnenmarkt auf die 
Verteidigungsindustrie erweitert wer- 
den sollte. „Dieses Abstimmungser- 
gebnis ist ein richtiges Signal an die 
Bürger, da ein gemeinsamer Markt im 
Verteidigungssektor weniger Steuer- 

Joachim Wuermeling MdEP 

ausgaben bedeutet", 
so Joachim Wuerme- 
ling. Eine verbesserte 
Wettbewerbsfähigkeit 
der Industrie würde Eu- 
ropa in einem globalen 
wirtschaftlichen Um- 
feld stärken. 

Im September 2004 
hat die Kommission ein 
Grünbuch zu diesem 
Thema präsentiert, mit 
dem Ziel, schrittweise 
einen transparenteren 

und offeneren europäischen Ausrüs- 
tungsmarkt im Verteidigungswesen zu 
kreieren. Der europäische Binnenmarkt 
besteht bereits seit 1992. Er erlaubt 
die freie Mobilität von Gütern innerhalb 
der Grenzen der EU. Ein wichtiger As- 
pekt des Binnenmarktes ist die Ver- 
pflichtung für öffentliche Auftraggeber, 
Beschaffungen ab einem bestimmten 
Wert europaweit auszuschreiben. Aller- 
dings unterliegt die Beschaffung von 
Gütern, welche die essentiellen Sicher- 
heitsinteressen eines Staates betref- 
fen, noch dem Ausnahmetatbestand 
des Artikels 296 des EG Vertrags. Die- 
se fallen nicht unter die Regelungen 
des Binnenmarktes. 

Da es jedoch keine eindeutige In- 
terpretation des Artikels 296 gibt, be- 
rufen sich viele Staaten fast systema- 
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tisch bei der Auftragsvergabe im Ver- 
teidigungswesen darauf. Besonders 
problematisch ist dies im Falle von so 
genannten „dual-goods", welche so- 
wohl für militärische, wie auch für zivi- 
le Zwecke benutzt werden können. 
Beispiel hierfür sind Catering, Com- 
puter, Fahrzeuge, Kleidung usw. Die- 
se Situation ist für das Parlament 
nicht länger tragbar, da die Vorteile ei- 
ner gemeinsamen europäischen Ver- 
teidigungspolitik so offensichtlich 
sind: Momentan betragen die eu- 
ropäischen Ausgaben für Verteidigung 
etwa 160 Milliarden Euro. Es ist not- 
wendig, eine höhere Effizienz der Aus- 
gaben zu erreichen. Anbieter können 
Größenvorteile erzielen, wenn die 
nachgefragte Menge groß genug, also 
gebündelt ist. So können erhebliche 
Steuermittel eingespart werden. Ge- 
rade auch in der kostenintensiven For- 
schung ist ein solches Vorgehen in Zu- 
kunft unumgänglich. Europa muss 
sich auch ein Stück weit von seiner Ab- 
hängigkeit vom amerikanischen Markt 
lösen und gemeinsam eigene Lösun- 
gen anstreben. 

Gemeinsame Verteidigungs- 
strukturen aufbauen 

Zudem ist ein gemeinsamer tech- 
nologischer Standard von essentiel- 
ler Bedeutung, damit Einsatztruppen 
unterschiedlicher Staaten besser mit- 
einander kooperieren können. So nut- 
zen die Mitgliedstaaten momentan 
noch höchst unterschiedliche Funk- 
systeme, was die gemeinsame Arbeit 
enorm erschwert. Nicht zuletzt tragen 
gemeinsame    Verteidigungsstruktu- 

ren auch zu einer verstärkten politi- 
schen Integration und höherer Solida- 
rität innerhalb der Europäischen Uni- 
on bei. 

Um die soeben geschilderten Pro- 
bleme zu lösen und um eine effektive 
gemeinsame Verteidigungspolitik zu 
entwickeln, muss die Europäische 
Union sofort handeln. Zum einen ist 
dies durch eine präzisere Beschrei- 
bung der Güter und Verfahren, die im 
Ausnahmetatbestand des Artikels 296 
einbezogen sind, möglich. Zum ande- 
ren sollte den Mitgliedstaaten ein In- 
strument an die Hand gegeben werden, 
um die Beschaffung auch für sensible- 
re militärische Güter zu öffnen. 

Aus diesem Grund befürwortet der 
im Plenum angenommene Bericht von 
Berichterstatter Joachim Wuermeling 
zwei Maßnahmen. Die Kommission 
sollte eine interpretative Mitteilung 
zum Artikel 296 herausgeben, um die 
missbräuchliche Anwendung des Arti- 
kels zu vermeiden. Die Kommission 
sollte dazu parallel eine neue Richtlinie 
entwickeln, welche den besonderen 
Anforderungen der Beschaffung von 
Bewaffnung, Munitionsbedarf und son- 
stigen Kriegsmaterialien, die unter Ar- 
tikel 296 fallen, gerecht wird. „Eine 
neue Richtlinie würde auf eine höhere 
Rechtssicherheit bei Aufträgen im Ver- 
teidigungssektor zu einer umfangrei- 
cheren Information und zu mehr Flexi- 
bilität bei der Auftragsvergabe führen", 
begründete Wuermeling. 

Dr. Joachim Wuermeling (CSU) ist 
stellv. Koordinator der EVP-ED-Fraktion 
im Ausschuss für Binnenmarkt und Ver- 
braucherschutz des Europäischen Par- 
laments. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP-ED - FR AKTION 

1 

Pöttering: neue Mitgliedstaaten 
bei EU-Finanzverhandlungen nicht 
benachteiligen 
Hans-Gert Pöttering (CDU), der Vor- 

sitzende der EVP-ED-Fraktion im Euro- 
päischen Parlament, hat die Vorschläge 
Großbritanniens, das noch bis Ende De- 
zember den EU-Ratsvorsitz inne hat, für 
die mittelfristige Finanzplanung der Eu- 
ropäischen Union von 2007 bis 2013, 
für unzureichend erklärt. Die EVP-ED- 
Fraktion werde die Vorschläge nicht ak- 
zeptieren, sagte Pöttering. Die neuen 
Mitgliedstaaten der EU dürften bei den 
Verhandlungen um die Finanzielle Vor- 
ausschau der EU nicht die Zeche bezah- 
len, betonte Pöttering weiter. „Der Vor- 
schlag, dass die neuen Mitgliedstaaten 
der EU eine Reduzierung ihrer EU-Fi- 
nanzhilfen in Höhe von zehn Prozent hin- 
nehmen sollen, ist inakzeptabel und 
wirft neue Gräben auf." Die neuen EU- 
Mitgliedstaaten in Mittel-und Osteuropa 
hätten viele Jahre unter dem Kommu- 
nismus gelitten. „Es ist unsere Pflicht, 
ihnen zu helfen. Die Vorschläge der bri- 
tischen Ratspräsidentschaft sind dage- 
gen das falsche Signal. Wir müssen den 
neuen Mitgliedstaaten helfen und kön- 
nen nicht erwarten, dass sie als neue 
Mitgliederder Europäischen Union Opfer 
bringen". Der Fraktionsvorsitzende hob 
hervor, dassdas Europäische Parlament 
bei den Verhandlungen um die Finanzi- 
elle Vorausschau gleichberechtigter 
Partner sei. „Das Europäische Parla- 
ment muss den Vorschlägen zustim- 

men, bevor die Finanzielle Vorausschau 
in Kraft treten kann". 

Die drei polnischen EVP-ED-Abge- 
ordneten Jacek Saryusz-Wolski. Vize- 
präsident des Europäischen Parla- 
ments, Janusz Lewandowski, Vorsit- 
zender des Haushaltsausschusses 
des Europäischen Parlaments, und Jan 
Olbrycht, stellvertretender Vorsitzen- 
der des Ausschusses für regionale Ent- 
wicklung, haben in einer gemeinsamen 
Pressekonferenz die Kritik an den Kür- 
zungen bei den Mitteln für die neuen 
EU-Mitgliedstaaten bekräftigt. „Solida- 
ritätundregionale Entwicklungsind das 
Herz der Europäischen Union. Bestre- 
bungen, dieses Kernprinzip abzuschaf- 
fen, könnten dem Europäischen Eini- 
gungsprozess ernsthaft schaden", so 
Jacek Saryusz-Wolski. 

Euromed-Gipfeltreffen in Barcelona 
Der Fraktionsvorsitzende der EVP-ED- 

Fraktion, Hans-Gert Pöttering (CDU), 
hat an dem Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs in Barcelona anläss- 
lich des 10. Jahrestages des Barcelona- 
Prozesses teilgenommen. „Der Barce- 
lona-Prozess spielt eine bedeutende 
politische Rolle im Dialog und der Ver- 
ständigungzwischen Europa und derMit- 
telmeerregion, insbesondere auch mit 
den arabischen Ländern und leistet ei- 
nen wichtigen Beitrag für die wirtschaft- 
liche Entwicklung und den Frieden in der 
Region". Der Barcelona-Prozess wurde 
1995 ins Leben gerufen. Damit will die 
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Europäische Union einen Rahmen schaf- 
fen für die Zusammenarbeit mit den „Eu- 
romed "-Partnern. Dazu gehören Algeri- 
en, Ägypter, Israel. Jordanien. Libanon, 
Marokko, die palästinensischen Gebie- 
te, Syrier. Tunesien und die Türkei. 

Türkei: Beobachter beim Prozess 
gegen Schriftsteller Pamuk 
Eine Abordnung des Europäischen 

Parlaments wird Mitte Dezember nach 
Istanbul reisen, um den Prozess gegen 
den türkischen Schriftsteller Orhan Pa- 
muk zu beobachten. Die Delegation wird 
geleilet von Camiel Eurlings (Nieder- 
lande). Pamuk, der dieses jähr den Frie- 
denspreis des Deutschen Buchhandels 
erhalten hat, wird vorgeworfen, in einem 
Zeitungsinterview das Massaker an den 
Armeniern in der Türkei erwähnt zu ha- 
ben. Dafür drohen ihm bis zu drei Jahre 
Haft. Bei den zwischen 1915 und 1917 
verübten Massakern und bei Todes- 
märschen starben zwischen 300.000 
und 1,5 Millionen Armenier in der Ost- 
türkei. 

Eurlings appellierte an die Wahrung 
der Meinungsfreiheit in der Türkei. 
„Das Recht auf freie Meinungsäuße- 
rung ist eines der fundamentalen Rech- 
te, das die Türkei respektieren muss. 
Diese Frage ist von großer Bedeutung 
für den Beitritt der Türkei zur EU und 
könnte negative Auswirkungen auf die 
Beitrittsverhandlungen haben". 

Abstimmung über Mehrwertsteuer 
Das Europäische Parlament hat zwei 

Berichte vor Zsolt Laszlo Becsey (Un- 
garn) über die Mehrwertsteuer ange- 
nommen. Danach wird der Mindestnor- 
malsatz für die Mehrwertsteuer in der 
El - ! '.' ? o • .•• '• stges •'• i sbei n 

Höchstsatz sol! 25 Prozent betragen. 
Die Regelung war nötiggeworden, da die 
alte Bestimmung am 31. Dezember 
2005 ausläuft. Das Europäische Parla- 
ment hat nun einer Verlängerung bis En- 
de 2010 zugestimmt. Ziel ist es, das rei- 
bungslose Funktionieren des Mehrwert- 
steuersystems in einer erweiterten EU 
sicherzustellen. Auf diese Weise soll 
verhindert werden, dass ein weiteres 
Auseinanderdriften der Normalsätze zu 
strukturellen Ungleichgewichten inner- 
halb der EL und zu Wettbewerbsverzer- 
rungen in bestimmten Branchen führt. 
Derzeit wenden nur Dänemark. Ungarn 
und Schweden den Höchstsatz von 25 
Prozent. Zypern und Luxemburg den 
Mindestsatz von 15 Prozent an. 

Das Europäische Parlament hat sich 
zudem dafür ausgesprochen, die Erstat- 
tung der Mehrwertsteuer aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten zu erleichtern. So 
soll ein Zulässigkeitsbescheid übereine 
eventuelle Erstattung innerhalb von drei 
Monaten erfolgen. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle, 
lboehm@europarl.eu.lnt 
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